
Am 18. Dezember befindet der deutsche Bundesrat (Länderkammer = “Ständerat”) über die 

Freiwilligkeit der Blauzungen-Impfung in Deutschland. Die Chancen stehen nicht schlecht, nachdem 

sich gemäss SPIEGEL elf von 18 Bundesländern dafür ausgesprochen haben. 
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Umstrittene Blauzungen-Impfung 

Minister blasen zum geordneten Rückzug 

Von Conny Neumann <mailto:Conny_Neumann@spiegel.de>  

 

Vieh vorm Landratsamt, Revolte auf den Höfen: Der Widerstand gegen die umstrittene Blauzungen-

Impfung hat Politiker überrascht. Nun soll die Impfung nur noch freiwillig erfolgen. Für mögliche Schäden 

bei Mensch und Tier will aber noch immer niemand haften. 

 

Für den Widerstand sollten am Ende sogar zwei Schwarzbunte geopfert werden, Eileen und Sonette. 1300 

Kilogramm Lebendgewicht und eine Milchleistung von 30 Litern täglich dienten als Anzahlung auf 4000 

Euro Zwangsgeld, das die bayerische Kreisbehörde Aichach-Friedberg bei zwei Gegnern der Blauzungen-

Impfung eintreiben wollte. 

 

Die Landwirte trieben das Vieh <http://www.spiegel.de/thema/viehzucht/> kürzlich vor die Pforte des 

Aichacher Landratsamtes. Dort verweigerte der Landrat die Annahme und auch jeden Dialog über Sinn 

und Unsinn einer Zwangsimpfung gegen die Blauzungenkrankheit bei Rindern, Schafen und Ziegen, die 

seit 2007 Scharen von friedlichen Bauern zu Rebellen werden ließ. 

 

Der Glaubenskrieg darüber, ob die von oben befohlene Massen-Sensibilisierung eine gefährliche Seuche 

<http://www.spiegel.de/thema/seuchen/> verhindert oder ob ein eher harmloses Virus mit chemischen 

Keulen bekämpft wird, an denen viele Tiere qualvoll verenden, hat bundesweit ganze Regionen gespalten. 

Die Kreisbehörden setzten Tierärzte mit Impfpistolen in Marsch, Hunderte Viehhalter blockierten ihre 

Stalltore. Vor allem in Bayern riss der Konflikt um den Blue-Tongue-Erreger BTV einen tiefen Graben 

zwischen Bauern und Staatsregierung, zwischen Stammwähler und CSU. 

 

Mag sein, dass der bayerische Gesundheitsminister Markus Söder 

<http://www.spiegel.de/thema/markus_soeder/> deshalb plötzlich den geordneten Rückzug antrat. Als 

erstes Bundesland setze Bayern künftig auf Freiwilligkeit bei der Impfung, verkündete Söder vor kurzem. 

Er glaube, dass die Impfung generell richtig sei. Sie sei aber im nächsten Jahr eher nicht angezeigt, da es 

"erhebliche Probleme bei der Umsetzung gab". 

 

"Die da oben" gegen "wir da unten"  

 

Offenbar nicht nur im Süden der Republik. Die Gesundheitsminister von elf Bundesländern sprachen sich 

vorvergangene Woche bei einer Telefonkonferenz mit dem Bundeslandwirtschaftsministerium für die 

Abschaffung der Zwangsimpfung aus, am 18. Dezember soll der Bundesrat die Lockerung beschließen. 

 

Höchste Zeit, denn die Revolte auf den Höfen droht mancherorts zu eskalieren. Schädigungen bei 

Hunderten Tieren trieben die Bürger auf die Barrikaden, es gab vermehrt Totgeburten, Kälber starben an 

hohem Fieber, zahlreiche Fälle von erhöhten Rückständen in der Milch wurden registriert, die 

Milchleistung nahm ab und Kühe blieben unfruchtbar. Einen finanziellen Ausgleich gab es selten, denn 

jeder Landwirt <http://www.spiegel.de/thema/landwirtschaft/>  hätte zuerst auf eigene Kosten beweisen 

müssen, dass seine Tiere an der Impfung erkrankt waren. 

 

Dabei waren die vier verwendeten Impfstoffe in Deutschland gar nicht zugelassen. Wegen der 

"explosionsartigen Ausbreitung" des Erregers im Jahr 2007 hatten sich die Europäische Kommission und 



die Mitgliedstaaten darauf verständigt, auch ohne Zulassung zu impfen. Seit kurzem trägt lediglich das 

Serum BTVPUR der Firma Merial den Zulassungsstempel. 

 

Einige Viehhalter mutierten zu Helden, weil sie für ihre Rinder lieber ins Gefängnis gehen wollten, als 1000 

Euro Zwangsgeld zu zahlen. Ganze Gemeinden marschierten mit Transparenten durch die Dörfer, und 

irgendwann ging es nicht mehr nur um die Impfung, es ging um "die da oben" und "wir da unten". 

 

Lieber ins Gefängnis als Bußgeld zahlen  

In Niederbayern trat ein ganzes Kloster in den Impfstreik, die Benediktiner der Abtei Plankstetten stellten 

sich schützend vor ihre 190 Rinder. Und auch der Adel wehrte sich, wie die streitbare Fürstin Katharina 

von Wrede aus Franken. Sie verweigerte dem Veterinär den Zugang zu ihrer Galloway-Herde rund um das 

Schloss Sandsee und verkündete, sie werde lieber in Beugehaft gehen, als 1000 Euro Bußgeld zu zahlen. 

 

Dass die Fürstin eine Woche hinter Gitter sitzt, ist nicht unwahrscheinlich. Denn die Behörden vollstrecken 

bislang gnadenlos. Den Landwirten wurden Betriebskonten gesperrt und Einnahmen gepfändet, auf 

Maschinen und Traktoren klebt der Kuckuck. Im Raum Freising fordert das Landratsamt sogar 25.000 Euro 

von einem Impfgegner. 

 

Doch jetzt scheint das alles plötzlich nicht so ernst gemeint. Der Münchner Rechtsanwalt Gregor 

Schneider, der inzwischen mehr als 300 Impfrebellen vertritt, glaubt einen weiteren Grund für den 

politischen Kurswechsel zu kennen: Ungeklärt ist immer noch, wer für Impfschäden eigentlich haftet. 

 

Keine hundertprozentige Garantie  

Bei Akteneinsicht im Bundeslandwirtschaftsministerium fand Schneider Entwürfe für Vertragsabkommen 

zwischen dem Umweltministerium Hessen und den Impfstoffherstellern. Hessen sollte stellvertretend für 

alle Bundesländer die Vereinbarung aushandeln. Demnach sollten die Pharmaunternehmen zunächst 

versichern, dass ihr Impfstoff keine bedeutsamen Schäden bei Tieren, aber auch bei Menschen auslöst, 

die mit geimpften Tieren in Kontakt kommen. 

 

Im nächsten Entwurf sind aber genau diese Passagen gelöscht. Während die hessische Behörde erklärte, 

man äußere sich nicht zu internen Papieren, erklärte Merial, warum man die Versicherung nicht 

abgegeben habe. Die Haftungsfolgen, hieß es, wären unkalkulierbar. "In biologischen Systemen kann man 

nicht garantieren, dass nichts passiert. Nichts ist hundertprozentig." 

 

Das sieht wohl auch das Bundesministerium nicht anders. Denn auf einer Tierseuchentagung im Februar 

2008 ließ sich das Ministerium von den Ländern zusichern, dass Schadensersatzansprüche "infolge der 

Impfung mit einem nicht zugelassenen Impfstoff" nicht an Berlin weitergeleitet werden. 

 

"Einzelne Aborte und Verendungen", trösten die Behörden, würden aus der Tierseuchenkasse beglichen. 

Doch auch das müssen die Landwirte nun irgendwie selbst bezahlen: der Jahresbeitrag wurde kurzerhand 

verdoppelt. 

 

URL: 

• http://www.spiegel.de/wissenschaft/medizin/0,1518,661154,00.html  

MEHR AUF SPIEGEL ONLINE: 

• Blauzungenkrankheit: Bayerns Behörden schicken Impfgegner hinter Gitter (15.06.2009) 

<http://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/0,1518,630490,00.html>  

• http://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/0,1518,630490,00.html >  

Martin Bossard  

Leiter Politik 

Tel. +41 61 385 96 29  (direkt) 

martin.bossard@bio-suisse.ch 

Bio Suisse 

 


